
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren 

§ 75 a NBauO über das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nennt verschiedene Vorhaben, für die die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Anforderungen nur eingeschränkt geprüft wird.

Hierzu gehören:

1. Wohngebäude, ausgenommen Hochhäuser, auch mit Räumen für freie Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung, wenn die Gebäude überwiegend Wohnungen und deren Nebenzwecken dienende Räume enthalten,


2. eingeschossige Gebäude bis 200 m² Grundfläche,


3. bestimmte landwirtschaftliche Betriebsgebäude,


4. Gebäude ohne Aufenthaltsräume mit nicht mehr als drei Geschossen und bis 100 m² Grundfläche.

Bei diesen Vorhaben prüft die Bauaufsichtsbehörde lediglich

· das städtebauliche Planungsrecht,


· die Grenzabstände,


· die Vorschriften über notwendige Einstellplätze,


· die Vorschriften über den Brandschutz und die Standsicherheit bei unterirdischen Garagen mit mehr als 100 m²  Nutzfläche sowie bei Wohngebäuden, die nicht Gebäude geringer Höhe sind,


· das sonstige öffentliche Baurecht, das in anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften enthalten ist.

Die Nachweise über die Standsicherheit sowie über Schall- und Wärmeschutz müssen allerdings von Personen mit besonderen Qualifikationen aufgestellt worden sein. Werden die bautechnischen Nachweise nicht von diesen Personen aufgestellt, so werden sie von der Bauaufsichtsbehörde geprüft.

Ferner entfällt bei im einzelnen genannten Gebäuden die Prüfung von Bauvorlagen auf ihre Vereinbarkeit mit den Anforderungen der Arbeitsstätten-Verordnung.

Bei den Bauvorhaben nach § 75 a wird lediglich die Prüfung durch die Bauaufsicht eingeschränkt. Die Vorschriften des Baurechts sind uneingeschränkt zu beachten. Die Entwurfsverfasserin bzw. der Entwurfsverfasser und der Bauherr tragen die Verantwortung dafür, dass das Bauvorhaben auch in den Punkten, in denen eine Prüfung durch die Bauaufsichtsbehörde nicht erfolgt, dem öffentlichen Baurecht entspricht.


